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	EUROPÄISCHE KOMMISSION
Beschwerden – Verletzung des EU-Rechts


Vor dem Ausfüllen des vorliegenden Formulars lesen Sie bitte: Einreichung einer Beschwerde an die EU-Kommission. 
https://ec.europa.eu/assets/sg/report-a-breach/complaints_en/ 
Alle Pflichtfelder wurden mit * markiert. Die angegebenen Informationen sollten kurz und bündig sein. Bei Bedarf verwenden Sie bitte ein zusätzliches Blatt.
1 Identifikationsangaben und Kontaktdaten
	
	Beschwerdeführer*
	Gesetzlicher Vertreter (falls vorhanden):

	Titel* Herr/Frau
	
	

	Vorname*
	
	

	Nachname*
	
	

	Organisation:
	
	

	Adresse*
	
	

	Ort*
	
	

	PLZ*
	
	

	Land*
	
	

	Telefon
	
	

	E-Mail-Adresse
	
	

	Sprachen*
	
	

	Person, an die die Korrespondenz zu senden ist*:
	x
	☐


2 Wie ist es zur Verletzung des EU-Rechts gekommen?*
	
	Behörde oder Organ, die/das die Beschwerde betrifft:

	Bezeichnung*
	

	Adresse
	

	Ort
	

	PLZ
	

	EU-Land*
	

	Telefon
	

	Handy
	

	E-Mail-Adresse
	


2.1 Welche nationalen Mittel verstoßen Ihrer Meinung nach gegen das EU-Recht und warum?*
	Die Beschwerde betrifft den Beschluss des Bundesgerichtshofs in Karlsruhe (nachstehend BGH) vom 19. Juli 2018, Az. IX ZB 10/18, dessen Inhalt unter dem folgenden Link abrufbar ist: http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=86838&pos=0&anz=1, in dem die Anerkennung der Vollstreckbarkeit des rechtskräftigen Urteils des Berufungsgerichts Krakau vom 22. Dezember 2016 verweigert wurde, in dem der deutsche öffentliche Fernsehsender ZDF dazu verurteilt wurde, auf seiner Internetseite Bedauern und Entschuldigung für die Verwendung der Bezeichnung „polnische Vernichtungslager in Majdanek und Auschwitz“ in einer Ankündigung des Dokumentarprogramms zu veröffentlichen. Das polnische Gericht hat erkannt, dass die Veröffentlichung derartiger Aussage die Persönlichkeitsrechtsverletzung des Klägers Karol Tendera als polnischen Staatsbürgen und ehemaligen Häftling in Auschwitz darstellt. Folglich wurde der beklagte Fernsehsender dazu verurteilt, die Folgen dieser Verletzung durch Veröffentlichung auf seiner Internetseite einer Erklärung mit dem Inhalt und auf die Art, die im Urteilstenor festgelegt wurden, zu beseitigen.
Fortsetzung folgt auf dem separat beigelegten Blatt.

	


2.2 Welche EU-Vorschriften wurden verletzt?
	Art. 36 und Art. 45 Abs. 1 und 2 i.V.m. Art. 34 Ziff. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 2001 Nr. 12, S. 1), mit Folgen für das heutige Äquivalent der vorstehend genannten Vorschriften – Art. 46 der Verordnung (EU) des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 1215/2012 vom 12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 2012, Nr. 351, S. 1).
Fortsetzung folgt auf dem separat beigelegten Blatt.


2.3 Beschreiben Sie bitte das Problem, indem Sie die Tatsachen und Ursachen betreffend die eingereichte Beschwerde angeben* (max. 7000 Zeichen):
	Der Beschluss des BGH verstößt gegen das Verbot der Nachprüfung des Urteils in der Sache selbst, welches Gegenstand des Exequaturverfahrens ist. Der Eingriff deutscher Gerichte in die Entscheidung des polnischen Gerichts in der Sache selbst ist besonders in dem letzten Teil der Beschlussbegründung deutlich sichtbar. Die dort dargelegten Erklärungen, warum die aufgegebene Veröffentlichung der Entschuldigung gegen Art. 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention verstößt, beziehen sich direkt auf die Angemessenheit der aufgegebenen Beseitigung der Folgen der Persönlichkeitsrechtsverletzung im Vergleich mit der Art der Verletzung dieser Persönlichkeitsrechte durch ZDF. Mehr noch, die deutschen Richter beziehen sich direkt auf die Begleitumstände der inkriminierten Aussage, darunter auf die Gründe und den Zeitpunkt deren Veröffentlichung und sogar auf die Reaktion des Beklagten auf der vorgerichtlichen Etappe. 

Fortsetzung folgt auf dem separaten Blatt.


2.4 Erhält das Land, auf das sich die Beschwerde bezieht, eine Finanzierung aus den EU-Fördermitteln in Verbindung mit dem Gegenstand Ihrer Beschwerde (bzw. kann dieses Land eine solche Finanzierung in der Zukunft erhalten)?   
( Ja – bitte nachstehend erklären ( Nein            ( Ich weiß nicht.
	Nein


2.5 Betrifft Ihre Beschwerde eine Verletzung der Bestimmungen der Grundrechtecharta der Europäischen Union? 
Die Kommission darf solche Angelegenheiten nur dann überprüfen, wenn die Verletzung durch Umsetzung der EU-Vorschriften auf nationaler Ebene verursacht wurde.
 (Ja – bitte nachstehend erklären             ( Nein

 ( Ich weiß nicht.
	Ja. Der BGH-Beschluss führte dazu, dass der Kläger die Vollstreckung des Urteils nicht geltend machen durfte, in dem seinem Anspruch auf Schütz der menschlichen Würde gemäß Art. 1 der Grundrechtecharta und dem Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht gemäß Art. 47 der Grundrechtecharta stattgegeben wurde.



3 Bisherige Maßnahmen, die zwecks Problemlösung ergriffen wurden*
Haben Sie bereits jegliche Maßnahmen zwecks Lösung dieses Problems in dem EU-Land, welches die Sache betrifft, vorgenommen?*


Nein
4 Wenn Sie bereits andere Institutionen bzw. Organe der EU kontaktiert haben, die für derartige Probleme zuständig sind, geben Sie bitte die Referenznummer Ihrer Sache / Korrespondenz ein.
( Petition an das Europäische Parlament – Ref.-Nr.: …………………………………..
( Europäische Kommission – Ref.-Nr.: ………………………………………..
( Europäischer Bürgerbeauftragter – Ref.-Nr.: ………………………………………..
( Sonstige – Bezeichnung der Institution oder des Organs, die Sie kontaktiert haben, und Verweis auf Ihre Beschwerde (z.B. SOLVIT, FIN-Net, Europäische Verbraucherzentren)
	ENTFÄLLT


5 Geben Sie bitte Unterlagen oder Beweise ein, die Sie – bei Bedarf – an die Kommission übersenden können. 
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 Auf dieser Etappe legen Sie bitte keine Unterlagen bei.
	Der Beschluss des BGH ist unter dem folgenden Link abrufbar: http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&nr=86838&pos=0&anz=1.
Das Urteil des Berufungsgerichts Krakau vom 22. Dezember 2016 ist unter dem folgenden Link abrufbar http://orzeczenia.krakow.sa.gov.pl/content/$N/152000000000503_I_ACa_001080_2016_Uz_2016-12-22_001.




6 Personaldaten*
Berechtigen Sie die EU-Kommission zur Offenlegung Ihrer Identität bei den Kontakten mit Organen, gegen die diese Beschwerde gerichtet ist?
( JA             x Nein
· Die Offenlegung Ihrer Identität kann uns in manchen Fällen die Prüfung Ihrer Beschwerde erleichtern.
Zu 2.1.

Bei Verweigerung der Anerkennung des polnischen Urteils berief sich der BGH auf Art. 34 Ziff. 1 der Verordnung Nr. 44/2001, wonach das um die Anerkennung des Urteils ersuchte Gericht die in einem anderen Mitgliedstaat ergangene Entscheidung u.a. dann nicht anerkennt, wenn „die Anerkennung der öffentlichen Ordnung (ordre public) des Mitgliedstaats, in dem sie geltend gemacht wird, offensichtlich widersprechen würde“. Wie sich aus der Analyse der Begründung der Entscheidung des BGH in der Sache IX ZB 10/18 ergibt, waren die deutschen Richter zur Überzeugung gekommen, dass der durch das Berufungsgericht Krakau festgelegte Inhalt der Entschuldigung in dem Teil, der die inkriminierte Aussage als Geschichtsfälschung und Persönlichkeitsrechtsverletzung des ehemaligen Häftlings im Konzentrationslager beschreibt, eine Meinung darstellt. Folglich wäre ZDF – ihrer Auffassung nach – dadurch gerichtlich gezwungen, eine fremde Meinung zu veröffentlichen und zu signieren. Dabei ist nach Auffassung des BGH die Freiheit von der Verbreitung fremder Meinungen die grundlegende Norm des deutschen Rechts.

Es ist zu betonen, dass die Entscheidung des BGH nicht als ein Einzelfall der Rechtsanwendung in einer individuellen Sache betrachtet werden darf. Es ist eine Entscheidung des höchsten Gerichts Deutschlands, dessen Auffassung sich auf andere Entscheidungen auswirken wird, die durch die deutschen ordentlichen Gerichte in ähnlichen Sachen getroffen werden.

Art. 258 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union lautet: Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen.

Das Verfahren wegen Verletzung des EU-Rechts durch einen Mitgliedstaat kann aufgrund dieser Vorschrift in Bezug auf sämtliche Verstöße gegen verbindliche EU-Vorschriften geführt werden, die durch diesen Staat begangen wurden. Der Grund für die Einleitung des Verfahrens wegen Verletzung des EU-Rechts durch einen Mitgliedstaat kann auch in der durch diesen Mitgliedstaat vorgenommenen inkorrekten Auslegung der Unionsvorschriften liegen(100/84 EU-Kommission v. Vereinigtes Königreich, Ziff. 17), darunter in der Annahme einer „verbindlichen Auslegung” (94/77 Fratelli Zerbonec). Dieser Grund können auch Fehler bei der Anwendung des EU-Rechts umfassen (C‑342/05 EU-Kommission v. Finnland, Ziff. 22). In diesem Fall handelt es sich um eine solche Auslegung des Art. 34 Ziff. 1 i.V.m. Art. 36 und 45 Abs. 2 der Verordnung Nr. 44/2001 durch den BGH, wonach ein um die Anerkennung eines ausländischen Urteils in der Sache wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung ersuchtes Gericht beurteilen darf, ob der in dieser Entscheidung aufgegebene Inhalt der Erklärung zur Folgenbeseitigung der Persönlichkeitsrechtsverletzung angemessen und im Lichte des Rechts auf Meinungsfreiheit zulässig ist.

Zu 2.2.

Die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 war aufgrund der Übergangsvorschriften anzuwenden, d.h. der Vorschrift aus Art. 66 Abs. 1, obwohl zu dieser Zeit die Verordnung (EU) des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 1215/2012 galt.

Art. 46 der Verordnung Nr. 1215/2012 entspricht den in der Sache angewendeten Vorschriften aus Art. 36 und 45 Abs. 2 i.V.m. Art. 34 Ziff. 1 der Verordnung Nr. 44/2001. Die Auslegung des BGH-Beschlusses wird sich demnach auch auf den Geltungsbereich der aktuell anwendbaren Vorschrift auswirken.

Zu 2.3.

Die Analyse der Begründung des BGH-Beschlusses liefert starke Grundlagen für die Annahme, dass er auf Anfechtung der sachlichen Grundlage des polnischen Urteils beruhte und über das Recht auf Berufung auf die öffentliche Ordnung hinausging:

Äußerst zweifelhaft ist zunächst die offenkundige Natur [siehe EuGH in der Entscheidung vom 28. April 2009 (Apostolides, C-420/07, EU:C:2009:271] des Widerspruchs zwischen der gerichtlichen Anordnung der Veröffentlichung einer Erklärung bestimmten Inhalts, auferlegt auf ZDF durch das Berufungsgericht Krakau, und den deutschen Grundsätzen des Schutzes der Meinungsfreiheit, auf die sich der BGH bei der Verweigerung der Anerkennung des polnischen Urteils berief.
Diesen Widerspruch konnten nämlich auch die deutschen ordentlichen Gerichte beider Instanzen nicht erkennen, die in dieser Sache ebenfalls die Möglichkeit der Anwendung des Art. 34 Ziff. 1 der Verordnung Nr. 44/2001 in Erwägung zogen. Mehr noch, die Analyse der Motive des Beschlusses des Oberlandesgerichts Koblenz weist darauf hin, dass sogar wenn die durch das polnische Gericht angeordnete Veröffentlichung einer Entschuldigung bestimmten Inhalts durch ZDF für das deutsche Recht nicht typisch ist, ist dies immer noch in dem durch dieses Recht vorgesehenen Katalog der Folgenbeseitigungsansprüche wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung enthalten. 

Starke Bedenken erweckt zweitens die These, dass die Anordnung der Veröffentlichung durch ZDF, als Störer der Persönlichkeitsrechte des Betroffenen, einer Entschuldigung strikt nach Anweisungen des Berufungsgerichts Krakau gegen das Recht auf freie Meinungsäußerung/Meinungsfreiheit verstößt, auf welches sich der BGH berufen hat, und zwar in dem Fall, wo eine solche Form der Folgenbeseitigung einer Persönlichkeitsrechtsverletzung durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte als mit Art. 10 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vereinbar anerkannt wird.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg hat bereits mehrere Urteile gefällt, in denen er erkannt hat, dass die Auferlegung auf den Störer der Persönlichkeitsrechte einer Verpflichtung zur Veröffentlichung einer Entschuldigung bestimmten Inhalts, um die Folgen einer Persönlichkeitsrechtsverletzung der durch Verleumdung betroffenen Person zu beseitigen, in keinem Widerspruch zu der Meinungsäußerungsfreiheit stehe. Es reicht hier ein Verweis auf die Rechtssache Cihan Öztürk v. Turkey, App. No. 17095/03, wo EGMR erkannt hat, dass gerichtliche Anordnung einer Entschuldigung die zulässige Form der Folgenbeseitigung einer Persönlichkeitsrechtsverletzung sei, auch wenn dies mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung gemäß Art. 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention kollidiert. Ähnlich hat EGMR in der Rechtssache Aleksey Ovchinnikov v. Russia, No. 24061/04 erkannt, dass die Rechtsvorschrift, die eine Entschuldigung als Form des Schutzes der Persönlichkeitsrechte vorsieht, sowie die Anwendung dieser Vorschrift gar nicht zur Feststellung führen müssen, dass es zu einer unbegründeten Verletzung des Rechts auf Meinungsfreiheit gekommen sei. Es ist schließlich zu erwähnen, dass die Entscheidungen der polnischen Gerichte, die eine Verpflichtung zur Veröffentlichung einer Entschuldigung auferlegten, mehrmals Gegenstand der Prüfung durch EGMR waren [vgl. Błaja News v. Poland, App. No. 59545/10; Kubaszewski v. Poland, App. No. 571/04; Gąsior v. Poland, App. No. 34472/07; Stankiewicz and Others v. Poland, App No. 48723/07; Kania and Kittel v. Poland, App. No. 35105/04; Kurski v. Poland, App. No. 26115/10, Zybertowicz v. Poland, App. No. 65937/11] und diese führten nicht zur Anfechtung derartiger Entscheidungen über die Folgenbeseitigungsansprüche wegen Persönlichkeitsrechtsverletzung.

Es kann daher unmöglich festgestellt werden, dass die Vollstreckung des Urteils des Berufungsgerichts Krakau in der Rechtssache des Herrn Karol Tendera krass (offenkundig) gegen die Grundlagen der deutschen öffentlichen Ordnung verstoße, wenn dies zugleich in keinem Widerspruch zum Anspruch auf freie Meinungsäußerung gemäß Art. 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention stehe.

Drittens weisen die Motive des BGH-Beschlusses deutlich darauf hin, dass er sich aus einer Nachprüfung des polnischen Urteils in der Sache selbst ergibt, was aufgrund des Art. 36 und 45 Abs. 1 der Verordnung Nr. 44/2001 unzulässig war.

Denn in dem Fall, wo der BGH darüber entscheidet, dass der Inhalt der Entschuldigung, zu deren Veröffentlichung ZDF verpflichtet wurde, als eine Meinung anzusehen sei, werden dadurch Umstände beurteilt, die der Entscheidung des polnischen Gerichts in der Sache selbst zugrunde lagen.  Der BGH hat die Tatsache außer Acht gelassen, dass der Inhalt der im Tenor des polnischen Urteils festgelegten Entschuldigung sich aus der durch die polnischen Richter vorgenommenen Beurteilung u.a. der Angemessenheit dieser Entschuldigung zu der Art der Persönlichkeitsrechtsverletzung des Klägers und dem Ausmaß dessen Verletzung ergibt. Das ist ein Ausdruck der rechtsprechenden Gewalt der polnischen Richter, die auf diese Art und Weise über einen konkreten Folgenbeseitigungsanspruch in Bezug auf die Persönlichkeitsrechtsverletzung des Klägers entschieden haben. Mit anderen Worten hat der BGH, indem er selbst überprüft hat, ob die mit dem polnischen Urteil auferlegte Erklärung bestimmten Inhalts richtig sei und dem Schweregrad der durch ZDF begangenen Verletzung entspreche, in die rechtsprechende Gewalt der polnischen Richter eingegriffen, d.h. er hat ihre Entscheidung in der Sache selbst nachgeprüft und letztendlich eine gegensätzliche Stellung zum Kernpunkt der Sache genommen.

Besonders merkwürdig ist die Stellungnahme der deutschen Richter, wenn Sie die Vereinbarkeit des Entschuldigungsinhalts mit den deutschen Rechtsvorschriften in dem Teil in Frage stellen, wo der Beklagte zugeben sollte, die Persönlichkeitsrechte des Klägers verletzt zu haben. Die Feststellung, dass eine solche Verletzung stattgefunden hat, ist doch eine Voraussetzung für die Anerkennung des Anspruchs auf den Schutz von Persönlichkeitsrechten (sic!).

Völlig begründet sind demnach unsere Erwartungen, dass die EU-Kommission die vorstehenden Zusammenhänge berücksichtigen und die Entscheidung des BGH in der Rechtssache des Herrn Karol Tendera mit besonderer Aufmerksamkeit überprüfen wird, und zwar darauf, ob der Schutz von Grundrechten entsprechend zum Ausdruck gebracht wurde. 

Es ist zu betonen, dass die Passivität der EU-Kommission angesichts dessen, wie die deutschen Gerichte die vorstehend beschriebenen Verordnungen der EU umsetzen, für diese ein Signal sein wird, dass sie in den Sachen wegen Anerkennung von Ansprüchen aus den gegen deutsche Rechtsträger ergangenen ausländischen Urteilen völlig frei entscheiden können. Die Auslegung des Art. 34 Ziff. 1 der Verordnung Nr. 44/2001 durch den BGH wird angesichts der Passivität der EU-Kommission Besorgnis unter den polnischen Bürgern sowie unter den Bürgern anderer Mitgliedstaaten erregen, dass die Inanspruchnahme von Rechten aus den EU-Vorschriften in Bezug auf die Möglichkeit der Klageerhebung gegen die deutschen Rechtsträger außerhalb Deutschlands, in Wirklichkeit nicht möglich sein wird.
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WENN JA, dann waren das:  ( Verwaltungsmaßnahmen       ( Rechtsmaßnahmen?





3.1 Beschreiben Sie bitte: (a) das Organ/die Behörde/das Gericht, die darin engagiert waren sowie die Art des ergangenen Beschlusses ; (b) alle anderen Maßnahmen, die Ihnen bekannt sind.


ENTFÄLLT�
�



3.2 Wurde Ihre Beschwerde durch das Organ/die Behörde/das Gericht bereits entschieden, oder wird sie noch überprüft? Fall die Beschwerde noch überprüft wird, wann ist die Entscheidung in dieser Sache zu erwarten?*





ENTFÄLLT�
�






















































WENN NICHT, kreuzen Sie bitte die zutreffende Antwort an


( Das Verfahren in einer anderen Sache betreffend dieselbe Frage ist vor einem Landgericht bzw. vor dem Gericht der Europäischen Union anhängig.


( Es gibt keine Rechtsbehelfe, welche die Problemlösung ermöglichen würden.


( Es gibt Rechtsbehelfe, welche die Problemlösung ermöglichen würden, sie sind jedoch zu kostspielig.


( Die Frist für die Ergreifung der Maßnahmen ist abgelaufen.


X Ich verfüge über keine Rechtsfähigkeit (ich bin kraft Gesetzes nicht berechtigt, die Sache vor Gericht einzureichen) – erklären Sie bitte, warum:


Die Entscheidung ist in einer individuellen Sache ergangen und ich war keine Verfahrenspartei. Ich bin zur Einlegung des Rechtsbehelfes nicht berechtigt. Die Bedeutung der Entscheidung geht jedoch über das individuelle Interesse der entschiedenen Sache hinaus.�
�
( Ich habe weder Zugang zur Rechtsberatung, noch zu einem Anwalt.


( Ich weiß nicht, welche Rechtsbehelfe bei diesem Problem eingereicht werden können.


( Sonstige – bitte beschreiben


�
�

























































